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Das Blatt erſcheint nach Be⸗ + % 2 

darf, im allgemeinen monat⸗ oc 

lich zweimal, zum Preiſe von 

vierteljährlich 2 Goldmark. 5 
der 


Handels- und Gewerbe-Derwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Der Bezugspreis für das Vierteljahr April— Juni beträgt 2 Goldmark freibleibend. 


Berlin, Donnerstag, den 30. April 1925. 25. Jahrgang. 


Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
anſtalten und durch die 
Expedition des Blattes 
Berlin WS, Mauerſtraße 44. 


Nr. 8. 


In halt: 

I. Perſönliche Angelegenheiten: S. 79. 

II. Handelsangelegenheiten: Erl. d. M. f. H. vom 12. April 1925 Nr. III 9276/24, IIa 5802/24, 16 606, 
betr. Stempelſteuern und Verſpaltungsgebühren für Prüfungen von Dampfkeſſeln und ſonſtigen über- 
wachungsbedürftigen Anlagen S. 79. 

III. Handelsangelegenheiten: 1. Handels vertretungen: Nachtrag zur Maklerordnung für die Kurs⸗ 
makler an der Breslauer Börſe S. 81. Nachtrag zur Maklerordnung für die Kursmakler an der 
Magdeburger Börſe S. 81. — 2. Schiffahrtsangelegen heiten: Erl. d. M.. H. vom 9. April 
1925 Nr. IV 5058, betr. Beſetzung der Heringslogger mit ungeprüften Beſtleuten S. 81. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Dampfkeſſelweſen: Erl. d. M. f. H. vom 11. April 1925 Nr. 1112811, 
betr. Vulkaniſierapparate S. 81. — 2. Handwerksangelegenheiten: Erl. d. M. f. H. u. M. d. J. 
vom 8. April 1925 Nr. III 9334 M. f. H., II E 152 M. d. J., betr. die Beſtimmungen über die Anſtellung 
und die Pflichten der Bezirksſchornſteinfeger S. 82. 

V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Erl. d. M. f. H. vom 
11. April 1925 Nr. IV 4646, betr. Benutzung der Schwimmanſtalten des Heeres und der Polizei 
durch die Berufs⸗ und Fachſchulen S. 93. — 2. Berufsſchulen: Erl. d. M. f. H. vom 20. April 1925 
Nr. IV 3104, betr. Anderungen der Ausbildung von Gewerbelehrerinnen S 94. 


Beilage: Verwaltung der Stellen des Gewerbeaufſichtsdienſtes S. 95. 


I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Im Miniſterium für Handel und Gewerbe 
iſt der Miniſterialrat Schulze zum Miniſterial⸗ 
dirigenten ernannt worden. 


Hirſchberg und Eſſen (Ruhr) als Hilfsarbeiter 
überwieſen worden. 

Der Gewerbeaſſeſſor Dr.-Ing. Hatlapa 
in Eſſen (Ruhr) iſt zum 16. d. Mts. nach 


„Die Gewerbereferendare Dr. Müller in 
Lüdenſcheid, Brennicke in Berlin und 
Lefebvre in Aachen find zu Gewerbe— 
aſſeſſoren ernannt und vom 16. April d. Is. 
an den Gewerbeaufſichtsämtern in Crefeld, 
——ʒ̃ ͤ:—ͤ nn 


Neuſalz a. O. verſetzt worden. 


Der Studienrat Profeſſor Otto Radiſch 
in Gleiwitz iſt zum Oberſtudienrat ernannt 
worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Erl. d. M. f 


H. 12. April 1925 Nr. III 9276/24, II a 5802/24, 1G 606, betr. Stempel⸗ 


ſteuern und Verwaltungsgebühren für Prüfungen von Dampfkeſſeln und ſonſtigen über⸗ 
wachungsbedürftigen Anlagen. 


Der Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine hat um Klärung 
der Frage gebeten, ob nach Aufhebung der Tarifſtelle 77 des Stempeltarifs vom 16. März 


1924 (GSS. S. 139) durch 
des Stempelſteuergeſetzes 


Art. II Ziffer 1 des Geſetzes vom 21. Oktober 1924 zur Anderung 
(GS. S. 611) für die von den Dampfkeſſelüberwachungsvereinen 


auszuſtellenden Beſcheinigungen noch Stempelmarken zu verwenden oder beſondere Gebühren 


zu erheben ſind. 


Einer Stempelſteuer nach der obengenannten Tarifſtelle 77 waren bisher u. a. unter⸗ 
worfen: Abnahmebeſcheinigungen für Dampfkeſſel und Beſcheinigungen von Unterſuchungen, 
die, ohne in der Keſſelanweiſung vorgeſchrieben zu fein, auf Antrag der Keſſelbeſitzer 
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erfolgen (Erlaſſe vom 5. Dezember 1896 und 24. November 1905, HMBL. 1905 S. 326/327), 
Abnahmebeſcheinigungen für Überhitzeranlagen auf Seeſchiffen (Erlaß vom 11. Oktober 1922, 
HMBl. S. 220), Befähigungsnachweiſe für Fahrſtuhlführer, Abnahmebeſcheinigungen für 
überwachungsbedürftige Anlagen (Aufzüge, Dampffäſſer, Gefäße für verdichtete und ver⸗ 
flüſſigte Gaſe, Mineralwaſſerapparate und Azetylenanlagen) und Beſcheinigungen über 
außerordentliche Unterſuchungen ſolcher Anlagen auf Antrag der Beſitzer (Erlaß vom 
9. Juni 1908, HMBl. S. 231). 

Mit Zuſtimmung des Herrn Finanzminiſters erkläre ich zu der oben geſtellten Frage 
folgendes: 

Stempelſteuern ſind nach Aufhebung der Tarifſtelle 77 für die genannten Be⸗ 
ſcheinigungen uſw. nicht mehr zu erheben. Verwaltungsgebühren kommen hierfür nicht 
in Frage, weil die Beſcheinigungen den Abſchluß von Prüfungen uſw. bilden, für die 
bereits beſondere Gebühren auf Grund des preußiſchen Geſetzes, den Betrieb der Dampf- 
keſſel betreffend, vom 3. Mai 1872 (GS. S. 515) und der dazu ergangenen Keſſelanweiſung 
vom 16. Dezember 1909 oder auf Grund des preußiſchen Geſetzes, betreffend die Koſten 
der Prüfung überwachungsbedürftiger Anlagen, vom 8. Juli 1905 (GS. S. 317) und der 
dazu ergangenen Polizeiverordnungen für überwachungsbedürftige Anlagen (ſiehe oben) 
erhoben werden. 

Ich weiſe darauf hin, daß die in Ziff. 3 meines Erlaſſes vom 1. November 1923 
(HMBl. S. 367) feſtgeſetzten Pauſchbeträge für keſſeltechniſche Vorprüfungen der Dampf⸗ 
keſſelgenehmigungsgeſuche von den Dampfkeſſelüberwachungsvereinen mit Zuſtimmung des 
Herrn Finanzminiſters nicht als Verwaltungsgebühren, ſondern als Erſatz barer Auslagen 
im Sinne des § 3 Abſ. (3) des Geſetzes für ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 29. Sep⸗ 
tember 1923 (GS. S. 60) und der dazu erlaſſenen Ausführungsanweiſungen erhoben 
werden (vgl. Begründung zu § 3 des Verwaltungsgebührengeſetzes, Landtagsdruckſache 
6218, Tagung 1921/23, Spalte 8 unten). 

Das Obengeſagte gilt nicht nur für die von Ingenieuren der Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
vereine ausgeführten Unterſuchungen, ſondern ſinngemäß auch für ähnliche Unterſuchungen 
und Prüfungen durch andere amtlich beſtellte Sachverſtändige und durch Staats beamte. 
Sie wollen dieſe nötigenfalls entſprechend verſtändigen. 

Außer der Tarifſtelle 77 iſt durch die obengenannte Beſtimmung auch die Tarifſtelle 22 
des Stempeltarifs vom 16. März 1924 aufgehoben worden. Die Unterabſchnitte d und e 
dieſer Stelle 22 (Genehmigungen von gewerblichen Anlagen und von Dampfkeſſeln 88 16 ff. 
und § 24 GO.) find durch Ziffer 2 des Gebührentarifs (Anlage zur Gebührenordnung für 
die Handels⸗ und Gewerbeverwaltung) vom 26. Mai 1924 (SM Bl. S. 159) ſowie durch 
Ziffer 2 des Gebührentarifs der Berggebührenordnung vom 24. Oktober 1924 (HM Bl. S. 261) 
erſetzt worden. Die im Erlaß vom 29. November 1910 (HMBl. S. 555) erwähnte Stempel⸗ 
pflicht der Einzelgenehmigungen für bewegliche Dampfkeſſel, die auf Grund einer Sammel⸗ 
(Jahres⸗) Genehmigung (8 17 der Keſſelanweiſung vom 16. Dezember 1909) durch die 
Dampfkeſſelüberwachungsvereine ausgefertigt werden, beſteht ſonach nicht mehr. Beſondere 
ſtaatliche Gebühren ſind für dieſe Einzelausfertigungen nicht zu erheben. 

(Zuſatz für die Regierungspräſidenten, den Polizeipräſidenten in Berlin und die Ober⸗ 
bergämter:) 1 

Abdrucke für die Oberregierungs- und »gewerberäte, die Regierungs- und ⸗Gewerbe— 
räte, die Gewerberäte und die Bergrevierbeamten liegen bei. 

(Zuſatz für die Aufſichtsbehörden der Dampfkeſſelüberwachungsvereine:) 

Sie wollen die Dampfkeſſelüberwachungsvereine, für die je 5 Abdrucke beigefügt 
ſind, mit Anweiſung verſehen. 


J. A.: von Meyeren. 
An die Herren Oberpräſidenten, die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizei⸗ 
präſidenten in Berlin und die Oberbergämter. 
Nachrichtlich 


an die mit der Dampfkeſſelüberwachung beauftragten Behörden und Beamten. 
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III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Nachtrag zur Maklerordnung für die Kursmakler an der Breslauer Börſe. 


In der Maklerordnung wird überall bei ſeinem Vorkommen das Wort „Mark“ durch 
das Wort „Reichsmark“ und das Wort „Handelskammer“ durch die Worte „Induſtrie⸗ 
und Handelskammer“ erſetzt. 


Nachtrag zur Maklerordnung für die Kursmakler an der Magdeburger Börſe. 


In der Maklerordnung wird überall bei feinem Vorkommen das Wort „Goldmark“ 


durch das Wort „Reichsmark“ und das Wort „Handelskammer“ durch die Worte „Induſtrie⸗ 
und Handelskammer“ erſetzt. 


2. Schiffahrts angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 9. April 1925 Nr. IV 5058, betr. Beſetzung der Heringslogger 
mit ungeprüften Beſtleuten. 


Auf Grund des § 14 der Bekanntmachung vom 5. Mai 1904 (RGBl. S. 163) hat 
der Herr Reichswirtſchaftsminiſter mit meinem Einverſtändnis ausnahmsweiſe und wider⸗ 
ruflich genehmigt, daß die Heringslogger auch während der Dauer der diesjährigen Fang⸗ 
zeit mit ungeprüften Beſtleuten beſetzt werden dürfen, ſofern geprüfte Beſtleute nicht zu 
erhalten ſind. 

Ich erſuche hiernach zu verfahren. 

Am Schluß des Jahres und zwar bis zum 15. Januar 1926 iſt mir von den Herren 
Regierungspräſidenten ein namentliches Verzeichnis der auf Heringsloggern angemuſtert 
geweſenen ungeprüften Beſtleuten nach dem durch Erlaß vom 15. Juni 1922 — Va 5266 — 
mitgeteilten Muſter einzureichen. 


J. A.: Dr. v. Seefeld. 

An die Muſterungsbehörden in Emden, Leer, Weſermünde, Glückſtadt, Blumenthal i. H. 
um e Regierungspräſidenten in Schleswig, Lüneburg, Stade, Aurich und 
Osnabrück. 

Bea. ˙ 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 11. April 1925 Nr. III 2811, betr. Vulkaniſierapparate. 


Ziff „Auf Ihren Antrag vom 4. September v. Is. genehmige ich auf Grund des § 20, 
ens der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampf- 
Pan; daß Ihren ſchmiedeeiſernen Vulkaniſierapparaten in der von Ihnen angegebenen 
üs führung in Abweichung von den vorbezeichneten Beſtimmungen nachſtehende Er⸗ 
leichterungen gewährt werden: 
1. Die Speiſevorrichtungen können durch einen Fülltrichter mit genügender lichter 
Weite erſetzt werden. 
2. Als Waſſerſtandsvorrichtung genügt ein in gerader Richtung durchſtoßbarer 
Probierhahn mit einer lichten Weite von mindeſtens 6 mm. 
3. Von der Anbringung eines Kontrollflanſches kann abgeſehen werden, wenn 
9 1 für den behelfsmäßigen Anſchluß des Kontrollmanometers vor⸗ 
geſehen wird. f 
4. Von den regelmäßigen Unterſuchungen ſind die Keſſel befreit; dagegen ſind die 
Prüfungen gemäß § 12 und erforderlichenfalls gemäß § 13 a. a. O. durchzuführen. 


Anlage: 
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Die vorſtehenden Erleichterungen knüpfe ich an folgende Bedingungen: 
1. Das Produkt aus der Heizfläche in Quadratmetern und der Dampfſpannung 
in Atmoſphären Überdruck darf die Zahl 2 nicht überſteigen. 
2. Jeder Apparat muß mit einem zuverläſſigen Sicherheitsventil ausgerüſtet ſein. 
3. Soweit autogene Schweißarbeiten an den Apparaten ausgeführt werden, ſind 
die Nähte zweimal gut durchzuſchweißen und durch Hämmern im rotglühenden 
Zuſtande zu vergüten. Die Apparate ſind nach der Schweißung im ganzen 
auszuglühen. Der Märkiſche Verein zur Prüfung und Überwachung von 
Dampfkeſſeln in Frankfurt a. O. erhält Anweiſung, die ſachgemäße Ausführung 
der Arbeiten zu überwachen. 
Die Dampferzeuger bleiben der Genehmigungspflicht (§8 24 und 25 der Gewerbe⸗ 
ordnung) unterworfen; fie gelten hinſichtlich des Aufſtellungsortes als bewegliche Dampfkeſſel. 


J. A.: v. Meyeren. 


An die Firma Camin & Neumann, Eiſengießerei und Maſchinenfabrik in Frankfurt a. O. 


Abdruck überſende ich zur Kenntnis und Beachtung. Für die Oberregierungs⸗- und 
-gewerberäte, die Regierungs⸗ und Gewerberäte find Abdrucke beigefügt. 
(Zuſatz für die Aufſichtsbehörden der Dampfkeſſelüberwachungsvereine): 
5 = zur Benachrichtigung der Dampfkeſſelüberwachungsvereine erforderlichen Abdrucke 
iegen bei. 
J. A.: v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten (außer Frankfurt a. O.) und den Herrn Polizei⸗ 
präſidenten in Berlin. 


2. Handwerksangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. u. M. d. J. vom 8. April 1925 Nr. III 9334 M. f. H., II E 152 M. d. J., 
betr. die Beſtimmungen über die Anſtellung und die Pflichten der Bezirksſchornſteinfeger. 


Die durch unſeren Erlaß vom 18. Dezember 1922 (HMBl. 1923 S. 18) veröffent⸗ 
lichten Beſtimmungen über die Anſtellung und die Pflichten der Bezirksſchornſteinfeger 
haben ſich nach den mit ihnen gemachten Erfahrungen als abänderungs- und ergänzungs⸗ 
bedürftig erwieſen. Wir erſuchen Sie, die Beſtimmungen in ihrer neuen Faſſung nach dem 
beigefügten Entwurf für den dortigen Bezirk unter Aufhebung der bisherigen Beſtimmungen 
ſo rechtzeitig zu erlaſſen, daß ſie ſpäteſtens am 15. Mai 1925 in Kraft treten. Zu etwa 
beabſichtigten Abweichungen wollen Sie vorher unſere Genehmigung einholen. 

Im einzelnen heben wir zu den Beſtimmungen des Entwurfs Folgendes beſonders hervor: 

Die Einteilung der Beſtimmungen in einzelne Abſchnitte war notwendig, um ſie 
überſichtlicher zu geſtalten. 

Zu 8 1 zu c, zu § 10 zu c. 

Nach den bisherigen Beſtimmungen genügt für die Bewerbung und Anſtellung kriegs⸗ 
oder unfallbeſchädigter Schornſteinfeger der Nachweis der Aufſichtsfähigkeit auch dann, 
wenn ſie noch fähig ſind, eine praktiſche Arbeitstätigkeit ſelbſt auszuüben. Sie waren trotz 
ihrer verbliebenen körperlichen Fähigkeit nicht zur perſönlichen Arbeitstätigkeit verpflichtet. 
Dies war ſeinerzeit nicht beabſichtigt. Der Mangel wird durch Buchſtabe e des 8 1 und 
des § 10 beſeitigt. ; 

Auch die Beſchränkung des unfall⸗ und kriegsbeſchädigten Bewerbers auf den 
Regierungsbezirk, in welchem er ſeine Meiſterprüfung abgelegt hat, iſt im öffentlichen 
Intereſſe notwendig, weil er in dieſem Bezirk die baulichen Verhältniſſe am beſten kennt 
und deswegen ſeine Anſtellung in dieſem Bezirk bei ſeiner körperlichen Behinderung am 
eheſten gerechtfertigt werden kann. 

Zu 8 2 Abſ. 2, Satz 2. 

Wie ſich aus § 11 Abſ. 2 ergibt, braucht von Bezirksſchornſteinfegern, deren An⸗ 
ſtellung ohne ihr Verſchulden widerrufen iſt, auch kein Tätigkeitsnachweis nach ihrer Ein⸗ 
tragung in die Bewerberliſte erbracht zu werden. 
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Zu 8 5. 
Die Anhörung auch des Geſellenausſchuſſes bei Streichungen in der Bewerberliſte, 
die bisher nicht vorgeſehen war, entſpricht einem berechtigten Wunſche des Zentralverbandes 
der Schornſteinfegergeſellen Deutſchlands. 


e 

Kehrbezirke ſind erſt mit dem Ablauf der zugelaſſenen Nutzung als frei zu betrachten. 
Hierzu wird bemerkt, daß über ſolche Kehrbezirke zur Vermeidung einer unzuläſſigen 
Beſchränkung des Bewerberkreiſes früheſtens 3 Monate vor Ablauf des Nutzungsjahres 
verfügt werden darf. 

Zu $ 16 Abſ. 2 letzter Satz. ö 

Im Falle einer ſtrengen Bindung auch der angeſtellten Meiſter an die vierteljährige 
Wartezeit nach Eintragung in die Bewerberliſte würden deren Intereſſen, wie ſich in der 
Praxis inzwiſchen herausgeſtellt hat (z. B. bei plötzlichem Freiwerden von Bezirken durch 
Todesfall), in unbeabſichtigter Weiſe geſchädigt werden. Die angeſtellten Meiſter werden 
künftig, wie es nach den bisherigen Beſtimmungen der Fall iſt, nicht mehr gezwungen 
ſein, ſich um alle ihnen irgendwie erſtrebenswerk erſcheinenden Kehrbezirke zu bewerben, 
was auch wegen der Überlaſtung der Bewerberliſten vermieden werden muß. 


Zu 8 19. 

Ob außer dem Todesfall in beſonders gearteten anderen Fällen unverſchuldeten Wider— 
rufs (3. B. unheilbare Geiſteskrankheit) ausnahmsweiſe eine über den Widerruf hinaus— 
gehende Nutzung des Kehrbezirks zugunſten unterhaltsberechtigter Angehöriger zu gewähren 
iſt, bleibt meiner, des Miniſters für Handel und Gewerbe, Entſcheidung vorbehalten. 


Zu 5 20. 

Nach den bisherigen Beſtimmungen waren Zweifel aufgetreten, ob im Falle der Eut— 
hebung bei ſchwebendem Widerrufsverfahren die Stellvertretung zuläſſig iſt und von dem 
bisherigen Stelleninhaber geregelt werden kann. Durch die Neufaſſung des jetzigen § 20 
ſind dieſe Zweifel behoben. 


: Zu 8 23 Abi. 1. 

Die Aufnahme der Worte „Geſellen und Lehrlinge“ in dieſem Paragraph und an 
anderen Stellen anſtatt des bisher gebrauchten Wortes „Hilfsperſonen“ bezweckt, zu ver⸗ 
hindern, daß außerhalb des Schornſteinfegergewerbes ſtehende Perſonen von den Bezirks- 
Mornfteinfegemn bei der Ausübung ihres Handwerks, wie es vorgekommen iſt, beſchäftigt 
verden. 

Eine Anderung der zurzeit noch geltenden Sonderbeſtimmung, daß nur ein Lehrling 
gehalten werden darf, iſt durch die neue Faſſung nicht beabfichtigt. 

Die Porſchrift, betreffend Fühlungnahme des Bezirksſchornſteinfegers mit den Orts⸗ 
boligeibegörden des Kehrbezirks, ift neu. Es muß erwartet werden, daß der Bezirks⸗ 
ſchornſteinfeger, beſonders, wenn der Kehrbezirk mehrere Ortspolizeibezirke umfaßt, bei 
ſeiner Anweſenheit am Sitz der Polizeibehörde möglichſt Gelegenheit nimmt, mit ihr in 
geeignete Verbindung zu treten, um Wünſche entgegenzunehmen und Klagen, die laut 
werden und nicht immer einen Schriftwechſel zur Folge haben, anzuhören und abzuſtellen. 


Zu 8 23 Abſ. 2. 
it (Damit der Bezirksſchornſteinfeger der Pflicht der Hilfeleiſtung bei Schadensbränden 
aun Erfolg nachkommen kann, muß von ihm erwartet werden, daß er, ſolange es ſeine 


gehen Kräfte zulaſſen, der an ſeinem Wohnort beſtehenden freiwilligen Feuerwehr 


2 Zu § 24. f 

„Die Ergänzung in Satz 2, betreffend die vereinfachte Quittunggleiftung bei der Gebühren- 
erhebung, entſpricht einer Anregung des Zentralinnungsverbandes der Schornſteinfegermeiſter 
des Deutſchen Reichs. 

Zu 8 26. y 

Nicht jede Ortſchaft, in der das Kehrgeſchäft in 1 bis 2 Tagen ausgeführt wird 
kann, wie es bisher galt, wenn zwei Arbeitskräfte tätig ſind, immer als kleinere Ortſchaft 
angeſprochen werden. Es hängt dies weſentlich von den Entfernungen (Abbauten), Umfang 
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der Gehöfte und den verſchiedenen örtlich üblichen Bauarten der Schornſteine ab. Es wird 
oft bei 2 Tagen und 2 Arbeitskräften eine Ortſchaft ſchon größere Bedeutung haben, jo daß 
die vereinfachte Kehrbucheintragung bedenklich erſcheint. Es iſt deshalb die Beſchränkung 
auf eine Arbeitskraft und 2 Tage neu eingeführt worden. Um aber Härten zu vermeiden, 
ſollen nach Beſtimmung der Aufſichtsbehörden Ausnahmen auf Antrag zuläſſig ſein. 


Zu 8 28 Abſ. 1. 

Bei der Auswahl der Sachverſtändigen dürfen die Mitglieder des Innungsvorſtandes 
und des Geſellenausſchuſſes in der Regel nicht übergangen werden. Da letzterer nach den 
uns gemachten Mitteilungen nicht überall gebildet iſt, werden die Aufſichtsbehörden der 
Innungen dafür ſorgen müſſen, daß dies geſchieht. Koſten dürfen dem Staate durch die 
Hinzuziehung von Sachverſtändigen zu den Prüfungsarbeiten nicht entſtehen. 


Zu 8 29 Abſ. 1. 

Der Bezirksſchornſteinfeger hat der Ortspolizeibehörde Anzeige zu erſtatten, falls die 
von ihm ermittelten Mängel nicht alsbald abgeſtellt werden. Wir erſuchen Sie, die Polizei⸗ 
behörden anzuweiſen, daß ſie ſolche Anzeigen umgehend und nachdrücklich verfolgen. Das 
Gleiche gilt von Anzeigen, daß die zu einer ſorgfältigen Ausführung der Kehrarbeiten erforder⸗ 
lichen Schutzvorrichtungen nicht vorhanden oder nicht in gebrauchsfähigem Zuſtande ſind. 


Zu 8 32 Abſ. 1. 
Bis auf weiteres iſt von allen Bezirksſchornſteinfegern die in dem Runderlaß vom 
13. November 1923 — III 11360 — erwähnte Verſicherung in der höchſten Stufe des 
Verſorgungsvereins deutſcher Schornſteinfegermeiſter zu fordern. Hiervon darf nur mit 
meiner, des Miniſters für Handel und Gewerbe, Genehmigung abgewichen werden. 


Zu 8 38 und 39. 


Die Neuordnung der Rechtsmittel entſpricht einem hervorgetretenen Bedürfnis und iſt 
hinſichtlich des Widerrufs durch die in dem Runderlaß vom 24. Juli v. J. (SMBl. S. 235) 
erwähnte Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts notwendig geworden. 


Der anliegende Entwurf iſt von Carl Heymanns Verlag, Berlin WE Mauer- 
ſtraße 44, hergeſtellt. Der Satz bleibt bis zum 1. Juli 1925 ſtehen, um für die 
Herſtellung der Sonderbeilagen der Amtsblätter verwendet zu werden. Die erforderlichen 
Abdrucke ſind unter Angabe der Auflagenſtärke des Regierungsamtsblatts bei der genannten 
Stelle bis zu dem genannten Zeitpunkte unmittelbar zu beftellen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Dr. Schreiber. J. A.: Roedenbeck. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Anlage. 


Beſtimmungen 


über 


die Anſtellung und die Pflichten der Bezirksſchornſteinfeger. 


J. Bewerbung um eine as 
I tellung der Bezirksſchornſteinfeger. N 
un; er been Nutzung der Hinterbliebenen, Stellvertretung. 
V. Pflichten der Bezirksſchornſteinfeger, Kehrbuch. 
V. Geſellen⸗ und Lehrlingshaltung. 
I. Ordnungsſtrafen und Widerruf. 
II. Allgemeine und Schlußbeſtimmungen. 


J. Bewerbung um eine Bezirksſchornſteinfegerſtelle. 


8 1. 5 
Der Regierungspräſident (in Berlin Polizeipräſident) führt PHP 
welche ſich 5 die Aaaſkeline als A ee bewerben, eine Liſte en i 
Geſuche um Eintragung in die Bewerberliſte ſind bei dem Regierungspräſidenten 
(Berlin Polizeipräſidenten) einzureichen. h FREE 
Dem Geſuch find in Urſchrift oder amtlich beglaubigter Abſchrift beizufügen: 
a) ein Geburtszeugnis, j Are 
5) die Zeugniſſe über die Berechtigung zur Führung des Schornſteinfegermeiſtertitels, 
c) das Geſundheitszeugnis eines Kreismedizinalrats, f ll ſo be⸗ 
für Bewerber, die im Kriegsdienſt oder durch einen Betriebsunfa Der 
ſchädigt find, daß fie die Kehrarbeiten nicht mehr verrichten 51 000 Br 
die amtsärztliche Beſcheinigung, daß ſie imſtande find, die Verrich 1 50 ur 
Geſellen und Lehrlinge zu überwachen. Solche Bewerber dürfen de 
in demjenigen Regierungsbezirk in die Bewerberliſte aufgenommen 0 
in dem fie die Meiſterprüfung abgelegt haben, enten 
d) fünf Bauen gszeugnis der Ortspolizeibehörden der Aufenthaltsorte der letz 
ünf Jahre, f j 
e) der N daß der Bewerber innerhalb der letzten drei we 197 
ein Jahr lang im Regierungsbezirk entweder ſelbſtändig oder als 
Schornſteinfegerhandwerk tätig geweſen iſt. N g irk 
In dem Geſuch ift anzugeben, ob ſich der Antragſteller um beſtimmte Kehrbezirke 
oder um jeden freiwerdenden Kehrbezirk im Regierungsbezirk bewirbt. 910 sſchuß 
Vor der Eintragung in die Bewerberliſte ſind die Innung und der Geſellenau 
zu hören. 
8 2. & Besirksfchornftein- 
Die Beſtimmungen des g 1 Abſ. 2 und 4 gelten ee e 1 Eine ſolche 
feger, die ſich um andere Kehrbezirke im Regierungsbezirk bewerben EN Der Regierungs⸗ 
werbung iſt erſt fünf Jahre nach der Anſtellung zun eee en ſtattet Die Be⸗ 
präſident im Einzelfall aus Billigkeitsgründen eine frühere ee aß der Bezirks⸗ 
werbung iſt zurückzuweiſen, wenn Tatſachen vorliegen, welche erge waltet hat. 
ſchornſteinfeger feinen bisherigen Kehrbezirk nicht ordnungsmäßig ber 
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Bezirksſchornſteinfeger, deren Anſtellung auf Grund des § 39 dieſer Beſtimmungen 
widerrufen iſt, dürfen erſt nach Ablauf von drei Jahren wieder in die Bewerberliſte auf⸗ 
genommen werden. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Anſtellung wegen veränderter Kehr⸗ 
bezirkseinteilung widerrufen iſt, oder wenn der Widerruf nicht auf einem Verſchulden des 
Betroffenen beruht. 


8 8. 
Die zugelaſſenen Bewerbungen werden in die Bewerberliſte eingetragen. Den ein⸗ 
getragenen Bewerbern iſt die Einſichtnahme in die Liſte geſtattet. Dem Innungsvorſtand 
und dem Geſellenausſchuß iſt auf Erfordern eine Abſchrift der Bewerberliſte zu erteilen. 


8 4. 

Die Bewerber haben von dem auf die Eintragung in die Bewerberliſte folgenden 
Kalenderjahr ab alljährlich in der Zeit vom 1. September bis 1. Oktober dem Regierungs⸗ 
präfidenten (Berlin Polizeipräſidenten) ſchriftlich anzuzeigen, daß fie ihr Bewerbungsgeſuch 
aufrecht erhalten, widrigenfalls ſie in der Liſte geſtrichen werden. 


8 
Wird die Unrichtigkeit der Nachweiſe dargetan, auf Grund deren die Eintragung in 
die Bewerberliſte erfolgt iſt, oder werden Tatſachen bekannt, welche die Unzuläſſigkeit einer 
Anſtellung (88 10 ff.) zur Folge haben, jo wird der Bewerber in der Liſte wieder ge- 
ſtrichen. Vorher iſt dem Beteiligten, der Innung und dem Geſellenausſchuß Gelegenheit 
zur Außerung zu geben. 


S 6. 

Schornſteinfeger, die ſich um jeden Kehrbezirk im Regierungsbezirk beworben haben, 
werden in der Bewerberliſte geſtrichen, wenn fie zweimal einen ihnen angebotenen Kehr⸗ 
bezirk ausgeſchlagen haben. 

Erfolgt die Ablehnung zugunſten eines in die Liſte eingetragenen Bewerbers gegen 
eine Entſchädigung, ſo ſind ſchon beim erſten Male ſowohl die Bewerber, die eine ſolche 
Entſchädigung annehmen, als auch die, welche ſie gewähren oder zuſagen, oder zu deren 
Gunſten und mit deren Vorwiſſen ſie gewährt oder zugeſagt wird, in der Bewerberliſte 
zu ſtreichen. 

Schornſteinfeger, die ſich um einen beſtimmten Kehrbezirk beworben haben, werden 
geſtrichen, wenn ſie die Übernahme dieſes Bezirks ablehnen. 

Se 

Geſtrichene Bewerber dürfen erſt nach Ablauf von drei Jahren wieder in die Be— 
werberliſte aufgenommen werden. 

Bewerber, die wegen verſpäteter oder unterlaſſener Erneuerung ihres Geſuchs in der 
Bewerberliſte geſtrichen find (§ 4), können ſchon zum 1. Oktober des darauf folgenden 
Jahres wieder auf die Liſte geſetzt werden. 


8 8. 
Bezirksſchornſteinfeger, die einen Kehrbezirk freiwillig aufgeben, um ſich zur Ruhe zu 
ſetzen, oder um einem anderen Erwerbe nachzugehen, dürfen nicht wieder in die Bewerber— 
liſte eingetragen werden. 


II. Anſtellung der Bezirksſchornſteinfeger. 
8 9. 
Der Bezirksſchornſteinfeger wird auf Widerruf durch den Regierungspräſidenten 
(Berlin Polizeipräſidenten) angeſtellt. 


8 10. 
Als Bezirksſchornſteinfeger darf nur angeſtellt werden, wer 


a) das 26. Lebensjahr vollendet und das 55. Lebensjahr noch nicht überſchritten 
hat, deutſcher Reichsangehöriger und der deutſchen Sprache mächtig iſt, 
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p) im Schornſteinfegergewerbe den Meiſtertitel zu führen berechtigt iſt (§ 133 der 
Gewerbeordnung), f 8 6 

e) den zur Ausübung des Schornſteinfegergewerbes erforderlichen Geſundheits⸗ 
zuſtand durch Beibringung eines Zeugniſſes des Kreismedizinalrats nach⸗ 
weiſen kann. 

Für Bewerber, die im Kriegsdienſt oder durch einen Betriebsunfall 
ſo beſchädigt ſind, daß ſie die Kehrarbeiten nicht mehr verrichten können, 
genügt zur Anſtellung die amtsärztliche Beſcheinigung, daß ſie imſtande 
ſind, die Verrichtungen der Geſellen und Lehrlinge zu überwachen; 

d) unbeſcholten iſt und 
e) in die Bewerberliſte eingetragen iſt. 


§ 11. 

„Bei der erſten Anſtellung iſt ferner der Nachweis erforderlich, daß der Bewerber im 
Regierungsbezirk in der Zeit zwiſchen der Eintragung in die Bewerberliſte und der An⸗ 
ſtellung innerhalb der letzten drei Jahre vor der Anſtellung mindeſtens zwei Jahre lang 
im Schornſteinfegerhandwerk entweder ſelbſtändig oder als Geſelle tätig geweſen iſt. 

8 Dieſer Nachweis iſt nochmals zu erbringen von einem Bewerber, deſſen Anſtellung 
infolge eigenen Verſchuldens (8 39) widerrufen iſt. 

Weiſt der Bewerber nach, daß es ihm trotz wiederholter Bemühungen und trotz In⸗ 
anſpruchnahme des Arbeitsnachweiſes nicht gelungen iſt, in dem Regierungsbezirk, in dem 
15 ee SAME wünſcht, Beſchäftigung im Schornſteinfegerhandwerk zu I 5 
ſt ih Zeit, in der er nicht i i ſchäfti ı als 
Arbeitszeit anzurechnen. ht im Schornſteinfegerhandwerk beſchäftigt war, trotzden 
* Für bereits angeſtellte Bezirksſchornſteinfeger gilt nicht die Beſtimmung, daß ſie das 
55. Lebensjahr nicht überſchritten haben dürfen (8 10 zu a). 


8 12. 
Die Reihenfolge, in der die Bezirksſchornſteinfeger anzuſtellen ſind, richtet ſich im 
allgemeinen nach dem Tage der Ablegung der Meiſterprüfung. Jedoch iſt bei Schornſtein⸗ 
fegern, welche die Meiſterprüfung vor Vollendung des 24. Lebensjahres beſtanden haben, 


der Tag der Vollend i f f De : 
RT, ung dieſes Lebensjahres für den Zeitpunkt der Anſtellungsberechtigung 


* 8 13. 

„„Bei Feſtſetzung des Alters der Anſtellungsberechtigung ſolcher Bewerber, welche nach— 
weislich durch Erfüllen der früher geſetzlichen Militärpflicht oder durch ihre Heranziehung 
zam Kriegsbienſt an der rechtzeitigen Ablegung der Meiſterprüfung verhindert geweſen 
find, iſt derjenige Teil der Militärdienſtzeit in Anrechnung zu bringen, um welchen die 
‚Prüfung ſpäter abgelegt werden mußte. Jedoch gilt als früheſter Zeitpunkt der An⸗ 
hoolleangs berechtigung auch hier der Tag der Vollendung des 24. Lebensjahres. Iſt die 
or türdienftzeit bereits auf die Geſellenjahre angerechnet worden, jo darf fie auf das 
Anſtellungsalter nicht nochmals angerechnet werden. 


8 14. 
05 Vor der erſten Anſtellung des Bezirksſchornſteinfegers ſind die Innung und der 
6 eſellenausſchuß zu hören. 


III. Beſetzung freier Kehrbezirke, Nutzung der Hinterbliebenen, 
Stellvertretung. 
§ 15. N 
ec. Freie Kehrbezirke find ſofort zu beſetzen. Iſt ein Kehrbezirk zu beſetzen, jo hat die 
Aufſichtsbehörde (§ 40) hiervon alsbald dem Regierungspräſidenten Anzeige zu erſtatten. 


8 16. 
. Dieſer ſtellt ſodann nach Anhörung der Aufſichtsbehörde und unter Beachtung der 
Borſchriften im Abſchnitt II dieſer Beſtimmungen den Bezirksſchornſteinfeger in dem freien 
Kehrbezirk an, und zwar wählt er in der Regel diejenige Perſon, welche nach der Bewerber⸗ 
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liſte die Berechtigung zur Führung des Schornſteinfegermeiſtertitels am früheſten erworben 
hat. Von Bewerbern, die dieſe Berechtigung gleichzeitig erworben haben, geht der ältere vor. 

Bewerber, die erſt innerhalb des letzten Vierteljahres vor dem Zeitpunkt, zu dem ein 
Kehrbezirk frei wird, in die Bewerberliſte aufgenommen ſind, dürfen noch nicht angeſtellt 
werden. Aus Billigkeitsgründen kann der Regierungspräſident (Berlin Polizeipräſident) 
für bereits angeſtellte Bezirksſchornſteinfeger Ausnahmen von dieſer Beſtimmung zulaſſen. 


8 17. 

Über die Anftellung im Kehrbezirk iſt dem Bezirksſchornſteinfeger eine Beſtallung aus⸗ 
zufertigen; dieſe iſt bei Widerruf zurückzugeben. In der Beſtallung ſind die Beſtimmungen 
über die Anſtellung und die Pflichten der Bezirksſchornſteinfeger vollſtändig aufzuführen. 

Anforderungen, die in dieſen Beſtimmungen keine Grundlage finden, dürfen an den 
Bezirksſchornſteinfeger nicht geſtellt werden. Insbeſondere darf von ihm die Zahlung einer 
Entſchädigung zugunſten eines früheren Stelleninhabers oder deſſen Hinterbliebenen nicht 
gefordert werden. 


8 18. 
Die Zuweiſung mehrerer Kehrbezirke an einen Bezirksſchornſteinfeger iſt unzuläſſig. 
Dies ſchließt jedoch die Übertragung einer Stellvertretung gemäß § 20 zu a und b nicht aus. 


1 
Im Todesfalle verbleibt der Witwe oder den minderjährigen Kindern die Nutzung des 
Kehrbezirks unter Leitung eines Stellvertreters für die Dauer eines Jahres. 
Die Nutzungsfriſt iſt vom Ablauf des Vierteljahres, in dem der Tod eingetreten iſt, 
zu berechnen. Eine Verlängerung dieſes Zeitraums iſt ausgeſchloſſen. 


8 20. 
Eine Stellvertretung des Bezirksſchornſteinfegers iſt nur zuläſſig, 
a) im Falle der Erkrankung oder bei ſonſtiger vorübergehender Behinderung, 
b) im Falle der Enthebung bei ſchwebenden Widerrufsverfahren (8 39 letzter Abſatz 
letzter Satz), 
c) im Nutzungsfalle. 

Im Nutzungsfalle wird der Stellvertreter nach Anhörung der Innung und der 
Nutzungsberechtigten durch die Aufſichtsbehörde beſtellt, im übrigen hat der Bezirksſchorn⸗ 
ſteinfeger ſelbſt einen geeigneten Stellvertreter zu beſtellen. Kommt er dieſer Pflicht nicht 
rechtzeitig nach, ſo iſt die Aufſichtsbehörde berechtigt, an ſeiner Stelle die erforderliche Ver⸗ 
tretung anzuordnen. Die Aufſichtsbehörde hat auch gegebenenfalls die Entlaſſung ungeeig⸗ 
neter Stellvertreter herbeizuführen. Der Stellvertreter muß den nach $ 10 an den Bezirks⸗ 
ſchornſteinfeger zu ſtellenden Anforderungen entſprechen. Die Annahme eines Stellvertreters 
durch den Bezirksſchornſteinfeger iſt der Aufſichtsbehörde ſofort anzuzeigen. 


IV. Pflichten der Bezirksſchornſteinfeger, Kehrbuch. 
8 21. 

Der Bezirksſchornſteinfeger muß, ſofern nicht die Aufſichtsbehörde eine Ausnahme 
geſtattet, im Kehrbezirk wohnen. Die Aufſichtsbehörde kann ihm die Anſchaffung eines 
Fernſprechers vorſchreiben. Jeden Wechſel der Wohnung hat er ſofort der Aufſichtsbehörde 
anzuzeigen. 

8 22. 

Bei mehr als achttägiger Abweſenheit aus dem Kehrbezirk muß ſich der Bezirks⸗ 
ſchornſteinfeger bei der Aufſichtsbehörde ab- und wieder anmelden. Er iſt in jedem Falle 
verpflichtet, in geeigneter Weiſe dafür zu ſorgen, daß Wünſche des Publikums auch während 
ſeiner Abweſenheit unverzüglich ſeinem Vertreter übermittelt werden. 


8 23. 

Der Bezirksſchornſteinfeger iſt verpflichtet, die polizeilich vorgeſchriebenen Schornſtein⸗ 
reinigungen perſönlich auszuführen oder ſie unter ſeiner fortlaufenden Überwachung durch 
Geſellen und Lehrlinge ausführen zu laſſen. Er hat ſich mit der Ortspolizeibehörde und, 
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wenn der Kehrbezirk fich über mehr als einen Orts polizeibezirk erſtreckt, mit den verſchiedenen 
Ortspolizeibehörden ſeines Kehrbezirks in geeigneter Fühlung zu halten. ö 
Auf Erfordern der zuſtändigen Behörde iſt er ferner verpflichtet, der Feuerſchau bei⸗ 
zuwohnen, bei Schadensbränden in ſeinem Kehrbezirk Hilfe zu leiſten und die Feuerungs⸗ 
und Schornſteinanlagen in Neu- und Umbauten zu prüfen. Auch zur Begutachtung be⸗ 
ſtehender Anlagen dieſer Axt kann der Bezirksſchornſteinfeger herangezogen werden. 


8 24. 
Der Kehrlohn für das Fegen und Ausbrennen der Schornſteine darf nur vom 
Hauseigentümer oder Hausverwalter eingefordert werden. l f 
Eine ſpezifizierte Rechnung ift von dem Bezirksſchornſteinfeger den Hauseigentümern 
bei der erſtmaligen Einziehung der Gebühren in jedem Kalenderjahr vorzulegen, in der 


Folgezeit nur dann, wenn eine Anderung der Taxe oder eine bauliche Veränderung im 
Gebäude es erfordern. 


Riückſtändige Kehrlöhne werden, nachdem ſie von der Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt ſind, 
wie Gemeindeabgaben beigetrieben (Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das 
Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen). 


9 25. 


Der Bezirksſchornſteinfeger hat für jedes Kehrjahr (Kalenderjahr) ein Kehrbuch nach 
folgendem Muſter zu führen: 


Angefangen am 1. Januar. Seite 
Abgeſchloſſen am 31. Dezember 


Kehrbuch 


Zu reinigende Nen 
Bezeichnung des Gebäudes Schornſteine oder — — — — — = 
Kochmaſchinen Die Kehrung iſt Erhobener] Vorge⸗ 1 
8 8 Art oder ausgeführt Kehrlohn fundene der 
Straße oder Platz Haus. Zahl nähere Mängel 


e 1 
m E Beſchreihung am durch RM | | Mänge 
| 1 


Das Kehrbuch iſt mit fortlaufenden Seitenzahlen zu verſehen. a 
„Die einzelnen Kehrbücher können für mehrere Jahre in einem Bande mit fortlaufenden 
Seitenzahlen enthalten ſein. . f 
Beſteht der Kehrbezirk aus mehreren Gemeinden, ſo iſt für jede Gemeinde das Kehr⸗ 
buch zu führen oder ein beſonderer Abſchnitt des Kehrbuches a den 
Die Eintragungen ſind tunlichſt an dem Tage, an dem die rbeiten 1 
ſind, in be und in deutschen oder lateiniſchen Schriftzeichen zu bewirken. 
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Die Einnahmen an Kehrlohn find möglichſt an dem Tage des Eingangs im Kehrbuch 
zu vermerken. 

Eintragungen dürfen weder durch Streichungen noch auf andere Weiſe unleſerlich 
gemacht werden. 


8 26. 

Für kleinere Ortſchaften, in denen das Kehrgeſchäft in der Regel von einer Arbeitstraft 

bis 2 Tagen ausgeführt wird, genügt bei den Eintragungen im Kehrbuch die Angabe 
der Geſamtzahl der Gebäude und der zu reinigenden Schornſteine, des Tages oder der 
Tage, an denen die Kehrung der Schornſteine in der Gemeinde ſtattgefunden hat, und des 
Geſamtbetrages des erhobenen Kehrlohns. 

Ob ausnahmsweiſe auch Ortſchaften, in denen die Ausführung des Kehrgeſchäfts 
innerhalb dieſer Zeit eine zweite Arbeitskraft erfordert, noch als kleinere im Sinne dieſer 
Beſtimmung angeſehen werden können, beſtimmt auf Antrag im Einzelfalle die Aufſichtsbehörde. 


8 27. 
Am Schluſſe jedes Kalenderjahres ſind die Kehrbücher der Aufſichtsbehörde zur Durch⸗ 
ſicht einzureichen. 
Die Aufſichtsbehörde kann auch abgeſehen hiervon jederzeit die Vorlegung der Kehr— 
bücher verlangen. 
Nach dem Jahresabſchluß iſt das Kehrbuch vom Bezirksſchornſteinfeger fünf Jahre 
lang aufzubewahren. 


8 28. 

Die Bezirksſchornſteinfeger haben im Februar der durch 5 teilbaren Jahre (1930, 
1935 uſw.) die Kehrbücher den Aufſichtsbehörden zu überſenden. Dieſe prüfen ſie und reichen 
ſie mit einem Bericht über das Ergebnis der Prüfung im Mai dem Regierungspräſidenten 
ein, der an Hand der Kehrbücher die Kehrbezirkseinteilung nachprüft. Zu der Nachprüfung 
der Kehrbezirke find tunlichſt Sachverſtändige und zwar zu gleichen Teilen aus dem Meifter- 
und Geſellenſtande hinzuzuziehen. 

Bei Anderungen des Kehrbezirks ſteht dem Bezirksſchornſteinfeger weder ein Wider- 
ſpruchsrecht noch ein Anſpruch auf Entſchädigung zu. 


§ 29. 

Der Bezirksſchornſteinfeger hat den Hauseigentümer oder Hausverwalter auf Mängel 
an den Schornſteinanlagen ſowie auf ſonſtige bei der Berufsausübung ermittelte Verſtöße 
gegen die bau⸗ und feuerpolizeilichen Vorſchriften aufmerkſam zu machen. Der Befund iſt 
im Kehrbuch zu verzeichnen. Falls die Mängel nicht alsbald abgeſtellt werden, iſt der 
Ortspolizeibehörde Anzeige zu erſtatten. 

Der Zutritt zu den Wohnungen darf dem Bezirksſchornſteinfeger und ſeinen Geſellen 
inſoweit nicht verwehrt werden, als er notwendig iſt, um die Schornftein- und Feuerungs⸗ 
anlagen kennen zu lernen und die Rauchrohre und Rauchkanäle zu reinigen. 


8 30. 


Dem Bezirksſchornſteinfeger iſt der Betrieb des Schornſteinfegergewerbes außerhalb 
feines Kehrbezirks nur mit Genehmigung des Regierungspräſidenten (Berlin Polizeipräſi⸗ 
denten) geſtattet. 


8 31. 


Die Übernahme von Verſicherungsvertretungen und die Ausübung ſonſtiger Neben⸗ 
gewerbe iſt dem Bezirksſchornſteinfeger verboten. Die Reinigung von Feuerungsanlagen 
aller Art und ihrer Rauchableitungen iſt jedoch geſtattet. 


8 32. 


Jeder Bezirksſchornſteinfeger hat binnen 6 Monaten nach der Anſtellung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde den Nachweis zu erbringen, daß er gegen unverſchuldete Notfälle bei einer 
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Penſionsverſicherung mit Hinterbliebenenverſorgung in angemeſſener Höhe verſichert iſt. 
Eine Verſicherung in angemeſſener Höhe beim Verſorgungsverein deutſcher Schornſtein⸗ 
fegermeiſter gilt als Erfüllung dieſer Verpflichtung. 

Die Aufſichtsbehörden haben ſich in regelmäßig wiederkehrenden Zeiträumen, ſpäteſtens 
aber alle zwei Jahre, darüber Gewißheit zu verſchaffen, daß die eingegangenen Ver⸗ 
ſicherungen in Kraft geblieben find. 


V. Geſellen⸗ und Lehrlingshaltung. 
8 33, 
Der Bezirksſchornſteinſeger muß, falls er die Arbeiten nicht ſelbſt ausführt, aus⸗ 


reichend Geſellen und Lehrlinge halten. Er iſt für die ordnungsmäßige Wahrnehmung der 
Kehrgeſchäfte verantwortlich. 


8 34. 


„Lehrlinge dürfen die Schornſteine nicht ſelbſtändig reinigen, ſondern nur in Be- 
gleitung des Meiſters oder eines Geſellen arbeiten. 


8 35. 
„Der Bezirks ſchornſteinfeger darf, abgeſehen von der Stellvertretung (§ 20), mehr als 
zwei Geſellen nicht halten. Dleſe müſſen unbeſcholten und zuverläſſig ſein. In Ausnahme— 


fällen kann die Auffichtsbehörde die v üb äfti ir ößeren Zahl von 
Gesehen zulaſſen 0 orübergehende Beſchäftigung einer größeren Zah 


8 36. 
€ Die Aufſichtsbehörde kann von dem Bezirksſchornſteinfeger mit Rückſicht auf die 
Feuerſicherheit die Annahme und die Entlaſſung von Geſellen und Lehrlingen fordern. 


See 
heinian a len und Lehrlinge ind zu entlaſſen, wenn fie Gebühren erheben, ohne daß eine 
Reinigung der Schornſteine vorgenommen iſt. 


VI. Ordnungsſtrafen und Widerruf. 

4 g 38. 

stonmt der Bezirksſchornſteinfeger feinen Verpflichtungen nicht nach, fo ift er, ab⸗ 
geſehen von dem Widerruf der Anſtellung (8 39) von der Auffichtsbehörde durch Warnung, 
Serweis oder Geldſtrafen zur ordnungsmäßigen Erfüllung feiner Dienſtobliegenheiten 
anzuhalten. 
rigen die Verfügung der Auffichtsbehörde iſt die Beſchwerde an den Regierungs⸗ 
ie enen zuläſſig. Die Beſchwerde ift innerhalb zwei Wochen nach Zuſtellung der Ver⸗ 
en bei der Aufſichtsbehörde oder dem Regierungspräſidenten (Berlin Polizeipräſident) 

zubringen, welcher endgültig entſcheidet. 

5 Die nötigenfalls im Verwaltungszwangsverfahren eingezogenen Geldſtrafen werden 
ſolc der Auſſichtsbehörde an die Kaſſe der Schornſteinfegerinnung, wenn der Beſtrafte einer 
olchen angehört, im anderen Falle an die Kaſſe des Zentralinnungsverbandes der Schorn⸗ 
ſteinfegermeiſter des Deutſchen Reiches abgeführt. 


8 39. 
Die Anſtellung des Bezirksſchornſteinfegers iſt zu widerrufen, wenn 

a) auß 151 der Nachweiſe dargetan wird, auf Grund deren die Anſtellung 
erfolgt iſt, 

b) der Bezirksſchornſteinfeger wiederholt die Dienſtpflichten gröblich verletzt, insbe⸗ 
ſondere wiſſentlich wahrheitswidrige Eintragungen in die Kehrbücher vorgenommen 
hat oder den Anordnungen der Aufſichtsbehörde, Geſellen oder Lehrlinge anzu- 
nehmen oder zu entlaſſen, nicht nachkommt, 1 

c) der Bezirksſchornſteinfeger den Nachweis der im § 32 geforderten Verſicherung 
nicht führt oder aus der dort bezeichneten Verſicherung ausſcheidet, 
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d) der Bezirksſchornſteinfeger wegen geiftiger oder körperlicher Gebrechen oder wegen 
andauernder Krankheit zur dauernden Erfüllung ſeiner Berufspflichten nicht mehr 
imſtande iſt, insbeſondere die Geſellen und Lehrlinge nicht mehr fortlaufend 
überwachen kann, 

e) nachträglich feſtgeſtellt wird, daß der Bezirksſchornſteinfeger zur Erlangung der 
Stelle anderen mit ihm zuſammen in die Liſte eingetragenen Bewerbern eine 
Entſchädigung gezahlt oder zugeſagt hatte oder zu ſeinen Gunſten und mit ſeinem 
Vorwiſſen hatte zahlen oder zuſagen laſſen, 

f) der Bezirksſchornſteinfeger nicht mehr unbeſcholten iſt, 

g) die Anſtellung in Widerſpruch mit dieſen Beſtimmungen erfolgt iſt. 

Die Anſtellung kann widerrufen werden wenn 

a) ſonſt Tatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des Bezirksſchornſtein⸗ 
fegers in bezug auf ſeinen Gewerbebetrieb dartun, 

b) die Kehrbezirkseinteilung geändert wird. 


Über den Widerruf entſcheidet der Regierungspräſident (Berlin Polizeipräſident). 

Vor Erlaß der Widerrufsverfügung iſt der Vorſtand der Innung, welcher der Be- 
zirksſchornſteinfeger angehört, oder, falls er keiner Innung angehört, der Vorſtand des 
Zentralinnungsverbandes der Schornſteinfegermeiſter des Deutſchen Reichs zu Berlin zu hören. 

Gegen die den Widerruf ausſprechende Verfügung des Regierungspräſidenten (Berlin 
Polizeipräſidenten) iſt die Beſchwerde an den Miniſter für Handel und Gewerbe zuläſſig. 
Die Beſchwerde iſt innerhalb vier Wochen nach Zuſtellung der Widerrufsverfügung beim 
Regierungspräſidenten oder beim Miniſter für Handel und Gewerbe anzubringen. Letzterer 
entſcheidet endgültig. Die Neubeſetzung der Stelle erfolgt erſt nach eingetretener Rechts- 
kraft des Widerrufes, d. i. wenn die bezeichnete Friſt ungenutzt verſtrichen oder auf die 
Beſchwerde Entſcheidung vom Miniſter getroffen iſt. Muß ausnahmsbweiſe im öffentlichen 
Intereſſe von der Behörde die ſofortige Einſtellung der Tätigkeit des Bezirksinhabers 
angeordnet werden, ſo regelt ſich die Stellvertretung des von ſeiner Stellung enthobenen 
Bezirksſchornſteinfegers nach § 20 dieſer Beſtimmungen. 


VII. Allgemeine und Schlußbeſtimmungen. 
§ 40. 

Die Aufſicht über die Geſchäftsführung des Bezirksſchornſteinfegers ſteht der Orts⸗ 
polizeibehörde, ſofern aber der Kehrbezirk über den Bezirk einer Ortspolizeibehörde hinaus⸗ 
geht, dem Landrat zu. Beim Übergreifen des Kehrbezirks über die Kreisgrenze beſtimmt 
der Regierungspräſident die Aufſichtsbehörde. 


9 41. 


Die Anſtellung, Stellvertretung und Entlaſſung des Bezirksſchornſteinfegers iſt von 
der Aufſichtsbehörde amtlich bekannt zu machen. Bei kürzerer Abweſenheit des Bezirks⸗ 
ſchornſteinfegers kann eine amtliche Bekanntmachung unterbleiben. 


8 42. 

Über den Kehrzwang wird eine beſondere Polizeiverordnung erlaſſen. 

Die Höhe des Kehrlohns und die Vergütung für die weiteren Tätigkeiten der im 
§ 23 bezeichneten Art werden durch eine von der Ortspolizeibehörde im Einverſtändnis 
mit der Gemeindebehörde oder, wenn der Kehrbezirk mehr als eine Ortſchaft umfaßt, von 
dem Landrat zu erlaſſende Gebührenordnung feſtgeſetzt. 

Vor Erlaß der Polizeiverordnung und der Gebührenordnung und vor etwaigen 
Anderungen ſind Vertreter der Beteiligten, insbeſondere der Innung, gutachtlich zu hören. 

Die Richtlinien für eine einheitliche Feſtſetzung der Taxen im Regierungsbezirk ſind 
dabei zu befolgen. 


Der Regierungspräſident. 
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V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 11. April 1925 Nr. IV 4646, betr. Benutzung der Schwimmanſtalten 
des Heeres und der Polizei durch die Berufs⸗ und Fachſchulen. 


Die Schwimmanſtalten des Heeres und der ſtaatlichen Polizei können nach Maßgabe 


der nachſtehenden Schreiben auch von Berufs- und Fachſchülern der mir unterſtellten 
Anſtalten benutzt werden. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſident inzial⸗ llegium, Abteilung III, 
Berlin Lichterfelde g gspräſidenten und das Provinzial⸗Schulko egium, Abteilung 


Abſchrift. 
Benutzung der Polizei-Gchwimmanſtalten durch Sahnten. 


RdErl. d M. d. J. b. 28. März 1925 — II. 4289/24 —. 


Soweit der ſtaatlichen Polizei in Dienſtorten oder Polizeiſchulen Schwimmanſtalten 
zur alleinigen Verfügung ſtehen, ohne daß ſie ſelbſt für deren Benutzung eine Miete oder 


unmittelbare Koſten oder Schäden erwachſen, muß ihm von der benutzenden Schule Erſatz 
geleiſtet werden. In den mit den Schulen zu treffenden Vereinbarungen iſt dieſes feſt⸗ 
zuſetzen, ferner jede Haftung des Staates für geſundheitliche und ſachliche Schäden aus⸗ 
zuſchließen, ſowie feſtzulegen, daß die verantwortliche Beaufſichtigung der Schüler Sache 
= die Schüler begleitenden Lehrers iſt. Die Entſcheidung auf die Anträge der Schulen 
final die ſtaatlichen Polizeiverwalter, für Orte mit kommunaler Polizeiverwaltung und 

aatlicher Schutzpolizei die Regierungspräſidenten, für Polizeiſchulen die Oberpräfidenten. 


An die ſtaatlichen Polizeibehörden (ohne Landjägerei). 


Reichswehrminiſterium (Heeresleitung). Berlin, den 9. Auguſt 1924. 


Zur Hebung der Volksgeſundheit und der körperlichen Ertüchtigung der Jugend ſind 
die heereseigenen Schwimmanſtalten den Schulen zum Zwecke des Schulſchwimmens 
koſtenlos zur Verfügung zu ſtellen, ſoweit es der militäriſche Schwimmdienſt und der 
Umfang der anderweiten entgeltlichen Benutzung geſtatten. Nur wenn dem Reich durch 
die Mitbenutzung unmittelbare Koſten erwachſen, müſſen ſie von der benutzenden Schule 
erſtattet werden. In der mit den Schulen zu treffenden Vereinbarung iſt jede Haftung 
des Reichs für geſundheitliche und ſachliche Schäden auszuſchließen. Die Entſcheidung auf 
die Anträge der Schulen treffen die Standortkommandos. 

‚, Soweit die heereseigenen Schwimmanſtalten verpachtet ſind, muß verſucht werden, 
mit den Pöchtern zu vereinbaren, daß ſie die Mitbenutzung der Anſtalten den Schulen 
een Erſtattung der tatſächlich entstehenden Koſten geſtatten. Wo dies ſich nicht erreichen 


läßt, könnte den Pächtern bei Verlängerung des Pachtvertrages ein mäßiger Pachtnachlaß 


gugeſtanden werden. Bei Neuverpachtungen wäre eine entſprechende Bedingung in den 
achtvertrag aufzunehmen. 
Nr. 6477. 24. V. 2. J. A.: (Unterſchrift). 


Die Schulen würden die Anträge auf koſtenloſe Mitbenutzung der heereseigenen 
Schwimmanſtalten an die Standortkommandos zu richten haben. 


94 


2. Berufsſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 20. April 1925 Nr. IV 3104, betr. Anderungen der Ausbildung 
von Gewerbelehrerinnen. 


Mit Wirkung vom Herbſt 1925 ab werden bei der Ausbildung der Gewerbe— 
lehrerinnen folgende Anderungen eintreten: 

1. Die praktiſche Tätigkeit wird in allen Fällen um ein halbes Jahr ver- 
längert; ſie beträgt alſo bei Bewerberinnen, die ſich für gewerbliche Fachſchulen 
ausbilden wollen und vorher keine Ausbildung als Handarbeitslehrerin durch- 
ea haben, einundeinhalbes Jahr, für alle übrigen Bewerberinnen 
ein Jahr. 

2. In allen Fällen iſt die Ausbildung noch durch ein halbes Lehrprobejahr 
abzuſchließen. Geſellinnen müſſen ein ganzes Lehrprobejahr ableiſten. Dieſe 
Lehrprobetätigkeit, die zur Ausbildung gehört, darf in der Regel nicht an der 
Anſtalt abgeleiſtet werden, an der die vorhergegangene Ausbildung erfolgte. 

3. Die Anderungen unter 1 und 2 gelten nicht für diejenigen Bewerberinnen, 
die vor dem Herbſt 1925 in ein Seminar für Gewerbelehrerinnen eingetreten 
ſind oder diejenigen, die die bisher vorgeſchriebene praktiſche Tätigkeit unter 
Aufſicht einer Direktorin abgeleiſtet und bis zum Herbſt 1925 vollendet haben. 
Ihnen iſt es freigeſtellt, ob ſie die praktiſche Tätigkeit verlängern und das 
halbe Lehrprobejahr zurücklegen wollen. 

4. Weitere Anderungen, namentlich in bezug auf die beim Eintritt in die Seminare 
bisher nachzuweiſende Schulbildung, ſind z. Zt. nicht beabſichtigt. Sollten ſie 
ſich notwendig machen, ſo werden für die Bewerberinnen mit der heute ver⸗ 
langten Schulbildung Übergangsbeſtimmungen erlaſſen werden. 


Nähere Beſtimmungen behalte ich mir vor. 
Sie wollen den Direktorinnen von Seminaren für Gewerbelehrerinnen Ihres Bezirks 
ſofort Nachricht von den geplanten Anderungen geben. 


J. A.: Dr. v. Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium. Abteilung III, 
in Berlin⸗Lichterfelde. 
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